Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 


Antrag 

der Fraktionen der FDP, CDU/CSU, DP und der 
Abgeordneten Jahn, Flerrmann, Faller 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

§11 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 
23. März 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 407) in 
der am 1. Juni 1953 geltenden Fassung er- 
hält den folgenden Wortlaut: 

»§ 11 

Steuersatz 

Die Jahressteuer beträgt für 



je 200 kg 
Eigenge- 
wicht oder 
einen Teil 
davon 

je 25 ccm 
Hubraum 
oder 

einen Teil 
"davon 

je 100 ccm 
Hubraum 
oder 

einen Teil 
davon 

je PS 
Höchst- 
Brems- 
leistung 
oder einen 
Teil davon 


DM 

DM 

DM 

DM 

1. Zweiradkraftfahrzeuge (ausgenommen Zug- 
maschinen) 


3,60 



2. Dreiradkraftfahrzeuge (ausgenommen Zug- 
maschinen) 





16,— 



3. Personenkraftwagen mit nicht mehr als acht 
Sitzplätzen (einschl. Führersitz) 





18,- 



4. Zugmaschinen, wenn sie keinerlei Güter- 
laderaum haben 

_ _ 




10 - 

5. alle anderen Kraftfahrzeuge 

45,- 

— 

— 

— 

6. Anhänger und Sattelschlepperanhänger 

45- 

— 

— 

— 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 



A r t i k e 1 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Kraftfahrzeug- 
steuergesetzes und der Durchführungsbestim- 
mungen zum Kraftfahrzeugsteuergesetz in der 
jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Para- 
graphenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

(1) Ist bei Steuerkarten, deren Gültigkeits- 
dauer vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beginnt und innerhalb eines Monats nach dem 
Inkrafttreten endet, die nach diesem Gesetz 
geschuldete Steuer höher als die Steuer, die 
nach den bisherigen Vorschriften zu entrichten 
war, so wird der Mehrbetrag nicht erhoben. 
Endet aber die Gültigkeitsdauer später als 
einen Monat nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, so ist der Mehrbetrag innerhalb 
eines Monats, vom Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes an gerechnet, unaufgefordert zu ent- 
richten. Bei der Berechnung des Mehrbetrags 
bleiben Aufgelder unberücksichtigt; außerdem 
werden nur volle, nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes liegende Monate angesetzt. 

(2) Zum Nachweis dafür, daß der Mehr- 
betrag entrichtet ist, erteilt das Finanzamt 
dem Steuerschuldner zur Steuerkarte eine Er- 
gänzungskarte mit der Gültigkeitsdauer der 
Steuerkarte. Auf die Ergänzungskarte finden 
die Vorschriften über die Steuerkarte sinnge- 
mäß Anwendung. Nach Ablauf eines Monats, 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an gerech- 
net, ist die Steuerkarte nur in Verbindung mil- 
der Ergänzungskarte gültig. 

(3) Ist bei Steuerkarten mit der im Absatz 1 
bezeichnten Gültigkeitsdauer die nach den 
bisherigen Vorschriften für die Zeit vom In- 


krafttreten dieses Gesetzes bis zum Ablauf der 
Steuerkarte entrichtete Steuer höher als die 
Steuer, die nach diesem Gesetz geschuldet ist, 
so wird der Unterschiedsbetrag nicht erstattet. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1932 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigung erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt einen Monat nach 
seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt treten von 
den Ländern im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes erlassene Rechtsvorschriften, die mit den 
Vorschriften dieses Gesetzes nicht in Einklang 
stehen, außer Kraft. Dies gilt jedoch nicht für 
das Gesetz des Landes Berlin zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 3. August 
1950 (Verordnungsbl. für Berlin I S. 379). 


Bonn, den 3. Juni 1953 

Dr. Wellhausen und Fraktion 
Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
Jahn 

Herrmann 

Faller 



